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Das Bundeseozialgericht, 4, Senat‚ hat am 28° November

1975 ohne mündliche Verhandlung durch seine Richter

Dr„ E c k e r ,
M ü l l e r" _und Dr„“ H e i n z e

‚und die ehrenamtlichen Richter Dr° B o n g a r d t

und S c h m i d‚t
‚

' ' ‘ "' “'"
für Recht erkannt:_;

Die Sprungrevision der Beklagten gegen das Urteil des

Sozialgerichts Düsseldqrf vom 67 Juni 4972 wird zurück—

8ewiesen° “' ’ ” ‘ '

Kosten sind nicht zu
erstatten‚V‘ .
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Der Rechtsstreit betrifft die Nachversicherung des Beigela-
„denen für die Zeit vom 1. April 1959 bis zum 51. Oktober 1941

„
Er bezog in dieser Zeit als Ibstjungbote einen Unterhaltszu—""

schuß. Am 1. November 1941 wurde er in das Beamtenverhältnis‘_
_

übernommen, aus dem er am 17. Dezember 1946 —nach den Fest—f-‘x

stellungen des Tatsachengeric'h_ts_ "unehrenhaft"
—wieder aus—7

schied. Für diese Zeit wurde die Nachversicherung durchgeführt

_(vgl. Art. 2 5 5 Abs..2 des Afbeiterrentenversioherungs—Neu—

‘regelungsgésetzes —ArVNG-; % 1252 der Reichsversicherungsordnung
ÄRVO-). Die Beklagte forderte die Klägerin zur Nachversicherung ’

'auch für die Zeit vom 1. April 1959 bis zum 51. Oktober 1941
_

auf (Bescheid vom 17. Mai 1971, Widerspruchsbescheid vom

19. Oktober 1971)° ' '

Das Sozialgericht (SG)_ hat diese Bescheide aufgehoben (Urteil

vom 6. Juni 1972). Die Entscheidung ist wie folgt begründet:

Nach Art. 2 s 5 Abs, 2 ArVNG richte sich in Fällen der vor—
liegenden Art die Nachversicherung nach @ 1252 RVG° Der Bei—

geladene Sei schon deshalb versicherungsfrei gewesen, weil

_er als Postjungbote kein Entgelt im Sinne des 5 1227 Abs" 1

Nr. 1 BVD bezogen habe. Nach dem Erlaß des Reichsarbeits—

ministers (RAN).VO■ 12. Juli 1940 (AN 1940, 251) hätten
‚UnterhaltszuschüSSe in der damaligen Zeit nicht als Ent—

gelt für geleisteten Dienst gewertet werden können. Dies
{gelte auch für die vor dem Erlaß liegende Zeitspanne„ Da

die Nachversicherung nur Beitragslücken schließen solle,

—die Beamten oder ihnen gleichgestellten Personen wegen

‘ ihrer Anwartschaft auf Versorgung entstanden seien (55 1229
‚Abs., 4 Nr. 2 - 4; 1234Abs„ 1 RVO)‚kommeeine Nac'nver—

sicherung hier nicht in Betracht. Wegen die3er Ersatz-
__

funktion der Nachversidherung lasse auch der Gemeinsame
_Erlaß des Reichsministers der Finanzen und des RAM vom

1'

1
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„___
5 _

10. September 1944 (AN 1944/4
5,

281,)'
der eine ändere' Rege—

lung hinsichtlich des Unterhaltszuschussee treffe, keine ab—
'weichende Beurteilung zu. __. ‘ — ' ' '

' Das SG hat die Berufung
zugelassen, die Beklagte sprungrevi—"

sion eingelegt Sie rügt die Verletzung der 55 1252,1402

RVGund des Art, 2 5 5 ArVNG Sie ist der Auffassung, die_
' Rückwirkungsanordnung des Art 2 5 } Abs° 2 ArVNG beziehe

'Sich auf 5_4252und %14Q2RVOgleichermaßen;Danachsei es
unerheblich, ob der UnterhaltszusChuß damals als ein'die'Bei—'

_
tragspflicht auslösendes Entgelt angesehen werden konnte° Im
übrigen sei es soZialpolitisch nicht gerechtfertigt, den Ver—

sicherten für die streitige Zeit schutzlos zu lassen" '

Die Beklagte beantragt,
_

' '

' das Urteil des SG Düsseldorf vom 6. Juni 1972

aufzuheben und die Klage abzuweisen°

Die Klägerin beantragt, '

die Revision zurückzuweisen.

Sie stützt sich auf die Gründe des angefochtenen Urteils so—

wie die bisherige Rechtsprechung des Bundessozialgerichts

(BSG). Der Beigeladene ist im Revisionsverfahren nicht ver—
treten.

Die Revision hat keinen Erfolg, Eine Nachversicherungspflicht

hinsichtlich des Beigeladenen für die hier streitige Zeit be—

steht nicht. '
_ ’ '

'Die Pflicht zur
Nachversicherung

beim Ausscheiden aus einer
versicherungspflichtigen _Beschäftigung beurteilt sich, wenn
Abweichendes nicht bestimmt ist, nach dem Recht, das im Zeit—

punkt des Ausscheidens gilt. Der Beigeladene ist
am 17.Dezember

1946 aus dem Postdiénst ausgeschieden, als Rechtsgrundlage'
kommt daher 5 4342 a RVG idF der Ersten Verordnung zur Vereinr_
fachung des Leistungs— und Beitragsrechts in der Sozialversi—

cherung vom 17. März 1945 — RGBl I, 41 (1„Vereian0) in Be—

.
tracht. Eine Pflicht zur Nachversicherung des Beigeladenen hät—

te danach bestanden, wenn er vom
1,April 1959 bis zum 51.0kt0—

ber 1944 nach den 55 169, 472 Abs. 2 Nr° 1, 474, 1250 RVO',

in der damals geltenden Fassung versicherungsfrei gewesen
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_ 4 _

iWäre, bei Außerachtlassung dieser Vorschriften aoer_ eine
?VersicherungspfliCht bestanden hätte (vgl. Urteil des BSG

‘vam25. Juni1964 -Az.. 41/4 RA70/60L *
fDiese Voraussetzungen erfüllt der Beigeladene nicht Als ‘

Postjungbote stand er nicht im Beamtenverhältnis. Er war

nicht versicherungspflichtig, weil er nicht gegen Entgelt
}

beschäftigt war (@ 465 Abs° 2 iVm 5 160 EVO), sondern ei—‘1

nen Unterhaltszuschuß bezogen hat, Unterhaltszuschüsse,

waren jedoch, aueh wenn
sie ohne Antrag_und ohne.Rücksicht

auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des Beamtenanwärters

ohne weiteres gewährt wurden, während der hier in Betracht

‚kommenden Zeitspanne kein Entgelt (Erlaß des RAM vom
12‚ Juli 1940 —

AN 4940, 254)" Eine Änderung ist insoweit
erst im Jahre 19Q4 —mit dem Inkrafttreten destemeinsamen
Erlasses des Reichsministers der Finanzen und des RAM vom
10. September 19Q4 — eingetreten. Der Senat hat keine Be-

denken, die vor Inkrafttreten des Erlasses vom 12‚ Juli

4940 liegende Zeit-der in dem Erlaß getroffenen Regelung

zuzuordnen. Ein Anhalt dafür, daß für diese Zeit eine an-
_„

dere WertungPlatz greifen müßte, ist nicht ersichtlich. ‘
Das SG hat allerdings zu Recht die Frage geprüft, ob sich

aus Art. 2.5 5 ArVNG eine andere Regelung_ergeben könnte.
Der von ihm getroffenen Entscheidung ist im Ergebnis zuzu—

stimmen. Die Anwendung des Abs° 1 dieser Vorschrift kommt

schon deshalb nicht in Betracht, weil der Beigeladene nicht
\nach Inkrafttreten des ArVNG aus dem Staatsdienst ausgeé

'schieden ist. Aber auch Abs. 2 kommt nicht zum Zuge' Dies fjt

hat das BSG in einem im wesentlichen gleichliegenden Fall :

bereits entschieden (vgl. BSG aaO). Dort ist u. a. —
wenn

auch für das Gebiet der Angestelltenversicherung - folgen- i

des ausgeführt. "NachArt. 2 5 4 Abs 2 AnVNGgilt 5 9 ‘
'AVG nF zwar auch für Personen, deren Nachversicherung in
Lder Zeit vor dem Inkrafttreten des AnVNG unterblieben ist,

ljedoch muß die Nachversicherung auf_Grund des 5 1 Abs. 6_4f3'

_-'5 ;„e-
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1A715*153Ü

AVGidF dér_Vereinf O oder_der.Sozialversicherungsanordnung

'(st) Nr, 44‚Nr„ 2 Buchst„b odere vom49„ Juli 49474(Ar41'
beitsblatt f° d„ brit° Zone 8; 240) wegen unehrenhaften. ‘

_oder freiwilligen Ausscheidens aus einer versicherungsfreien
Beschäftigung unterblieben sein;Danach werden Nachversiche—

rungen nachgeholt, die nach früherem Recht wegen besonde- '

rer Hinderungsgründe (unehrenhaftes oder freiwilliges Aus—

scheiden aus einer versicherungsfreien Beschäftigung) aus- -:
geschlossen waren, die aber der gewandelten Auffassung desl j

heutigen Gesetzgebers zufolge nachträglich noch ermöglicht

.
werden sollen° Voraussetzung für die Nachversicherung nach'_'

Arte 2 3 4 Abs„ 2 AnVNG ist demnach, daß die früheren Hinde—
rungsgründe ursächlich für das Unterbleiben der Nachversiche—

rung gewesen
sind; Das aber ist für die hier streitige Zeit

° nicht.der Fall° Als der Kläger aus seiner versicherungs—

freien Beschäftigung „°q freiwillig ausschied, ist seine

Nachvcrsioherung auf Grund der SVA Nr° 44 (Nr: 2 Buchst„ c)

nur für die hier nicht streitige Zeit °„„ unterblieben; für
die Zeit vorher,

um die es hier geht, ist die Nachversiche—

rung nicht wggen_seines freiwilligen Ausscheidens im Sinne: m
der SVA Nr„ 44 unterblieben, sondern deshalb, weil schon

aus den oben dargelegten Gründen keine Nachversicherungs—
„

pflicht_bestanden hat; auch ohne die früheren besonderen
Hinderungsgründe wäre der kläger damals insoweit nicht'nach—.

zuversichern gewesen„ Die Auffassung des Klägers
— und die 4

des LSG —, Nachversicherungen nach Art„ 2 5 4 Abs‚‘2 AnVNG „
‘seien materiell—rechtlich nach 5 9 AVG nF abzuwickeln, es }

komme deshalb insoweit auf das im Zeitpunkt des Ausscheidens

geltende Recht nicht mehr
an, vermag der Senat nicht zu

teilen; Nachversicherungen‚ die nach @‘4 Abs° 6 AVG aF oder

nach SVA Nr° 44 Nr° 2 Buchst° b oder c wegen unehrenhaften

oder freiwilligen Ausscheidens aus der versicherungsfreien

Beschäftigung unterblieben sind, sind vielmehr nur in dem

Umfange durchzuführen, in dem eine Verpflichtung hierzu

_ g _
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—ohne die bésOnderen Hinderungsgründe
- zur

Zeit des Aus—
+sChéidens bestanden haben würden. Diese Auslegung entspricht

dem Sinn und Zweck_-des Art 2 5 4 Abs. 2 AhVNG. Das neue
VRecht beseitigt lediglich die früheren Beschränkungen, wonach

die Nachversicherung bei freiwilligem oder unehrenhaftém Aus+.f

scheiden ausgeschlossen war° Diese beiden Umstände_sollen
‘auch für die Vergangenheit die Nachversicherung nicht mehr

Hhindern. Nur insoweit erstreckt Art. 2 @ 4.Abs. 2‘AnVNG die

1Anwendbarkeit des € 9 AVG auf Fälle, in-denen der Zeitpunkt
des Ausséheidens aus der Versicherungsfreien Beschäftigung

_vor"dem Inkrafttreten des AnVNGliegt, Damit erschöpft sich.
aber auch die Bedeutung dieser Vorschrift; sie ermöglicht

wohl die ”Nachhblung" der Nachversichenang der (von der SVA

NI‘„’\4'Nr° 2 Buchst. b und c) Betroffenen, nicht aber die
Beurteilung der Nachversicherungspflicht — "der vorher Aus—

geschiedenen" + nach neuem Recht; es bleibt vielmehr inso—
1:eit bei dem Grundsatz daß für die Beurteilung einer Nach— ‘

versicheruhgspflicht das Recht zur Zeit des Ausscheidens

maßgebend ist (vgl auch BSG 41, 278, 284) Für eine in

,diesem Sinne eingeschränkte Anwendung des 5 9 AVG spricht

auch der Wortlaut des Art. 2 5 4 Abs° 2 AnVNG; hätte der
vGesetzgeber von diesem Grundsatz abweichen wollen, so hätte

er dies in der Vorschrift des Art. 2 5 4 Abs° 2 AnVNG ein—

deutig bestimmt und nicht nur von.der "gegen unéhrenhaften

oder freiwilligen Ausscheidens" unterbliebenen Nachver—

sicherung gesprochen° Dafür, daß Art', 2 5 4 Abs; 2 AnVNG

durch die Verweisüng auf @9 AVGdie Anwendbarkeit vom 5 9_
Asb, 2 AVGnichtmitumfaßt, spricht ferner, daßArt. 2 s 4
Abs, 4 Satg;2 AnVNG für die Fälle des Art" 2 5 4 Abs. “1 AnVNG'

die Regelung von s 9 Abs 2 AVG ausdrücklich wiederholt,
wähi end eine entsprechende Wiederholung in Art. 2 5/4
Abs. 2 fehlt. Im übrigen würde eine

unbeschränkte Anwen4

dung des 5 9 AVG aber auch nicht dem Sinngehalt des Art° 2
s 4 Abs. 2 AnVNG entsprechen; sie würde insofern ungerecht—
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”,7“
.—fertig3'Ungleichheiten schaffen, als Personen, deren Nach—'

'versicherung nach der SVA Nr„ 44 unterblieben ist, dann so—
gar besser gestellt wären als Personen, deren Nachversiche—

rung keine Hinderungsgründe entgegengestanden haben, also

die "ehrenhaft" oder "unfreiwillig" AuSgeschiedenen; denn
diese Personen sind auch nur insoweit nachversicher't worden,

als das Recht zur
Zeit ihres Ausscheidens eine Nachvereuzhe—'

rung vorsah; diese Personen können nicht in den Genuß der

günstigeren Auswirkungen des neuen Rechts kommen,"

—Der dort vertretenen Auffassung schlie■tsich der
erkéhn‚ende

Senat für das Gebiet der Rentenversicherung der Arbeit_er n_.„

—VinAnwendungdes Art 2 5 } Abs° 2 ArVNGiVm5 4232 RVG— _nach eigener Prüfung an Daraus fol'gt, daß eine
Verpflich—_ V'°'

”tung der Klägerin, den Beigeladenen
fü'r die Zeit nachzuvere

'sichern, in' der er
als Postjungbote tätig war, nicht besteht

Unter diesen Umständen bedarf
es

'keiner Entscheidung darüber,

ob der in BSG 46, 50 vertretenen Auffassung gefolgt werden

“kann„ Dort ist ausgeführt, nach @ 4252_Abs° 2 RVG seien nur!

solche Zeiten naehzuverSichern, in denen der Vorbereituhgsé V
:

dienst für_den Beamtenberuf' a 1 s B e a m t e'rv abgeé ij
1eiétetwurde° Der Senat hält es für zWeifelhaft, ob Hort—_'H'w
laut und Sinn deVs Gesetzes eine solche einschränkende.Aus—'

'legung rechtfertig en° ' f ' ’ ‘
_

Dies kann jedoch offen bleiben, die Revisidn der Beklagten

‚muß bereits aus' den dargelegten Gründen zurückgewiesen wer—'

_den. Die KostenentScheidung'folgt aus 5 195 SGG„„
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